
Schluss mit Rassismus, Kürzungen, 

Arbeitsplatzabbau und Kapitalismus!
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www.solidaritaet.info
Telefon: 030 / 247 238 02

E-Mail: info@solidaritaet.info

mehr Infos und aktiv werden unter: Kontakt:

Rechtspopulist*innen und 
Rechtsextreme sind eine wach-
sende Bedrohung – und das nicht 
nur in Deutschland! Auch wenn 
eine AfD-Regierungsbeteiligung 
auf Bundesebene im Moment noch 
nicht auf der Tagesordnung steht, 
zeigen Donald Trump in den USA, 
Javier Milei in Argentinien, Meloni, 
Le Pen und andere in Europa wie 
auch nun die mögliche Kanzler-
schaft der FPÖ in Österreich, dass 
das nicht auf Dauer gelten muss. Sie 
sind rassistisch, sexistisch und ar-
beiter*innenfeindlich und deshalb 
eine Gefahr für die Mehrheit der Be-
völkerung! Deshalb ist Protest, wie 
gegen den Parteitag der AfD in Rie-
sa, weiterhin wichtig.

Warum die AfD stark ist
Doch Proteste gegen die AfD hat 

es in den letzten Jahren immer 
wieder gegeben – dennoch ist die 
Partei nun laut Umfragen die zweit-
stärkste politische Kraft. Die Frage 
ist: Warum hat das (vermeintlich) 
nichts gebracht? Warum konnte die 
AfD stärker werden?

Die AfD stützt sich auf die ange-
staute Unzufriedenheit mit dem 
politischen Establishment – die 
insbesondere mit der letzten Am-
pel-Regierung nochmal massiv zu-
genommen hat. Sie profitiert davon, 
dass sie sich als radikale Opposition 
zur Regierung und zu den etablier-
ten Parteien insgesamt darstellen 
kann – leider auch weil Die Linke 
in den letzten Jahren versagt, die-
sen Platz glaubwürdig von links zu 
besetzen. Und sie kann mit ihrer 
rassistischen Hetze an der ebenso 
rassistischen Politik der etablierten 
Parteien ansetzen, die besonders in 
den letzten Monaten Migrant*in-
nen und Geflüchtete wieder zu Sün-
denböcken für die vielen sozialen 
Probleme gemacht haben, für die 
eigentlich diese Politiker*innen 
und ihr kapitalistisches System 
verantwortlich sind.

Ursachen bekämpfen
Es ist nötig, die politischen und 

sozialen Ursachen des AfD-Auf-
stiegs und den sozialen Nährboden 
für rassistische Ideen in der Ge-
sellschaft in den Blick zu nehmen. 

Proteste gegen die AfD dürfen sich 
nicht einfach auf eine moralische 
Empörung über deren rassistische 
und reaktionäre Ideen beschrän-
ken. Sie müssen auch die Politik 
der etablierten pro-kapitalistischen 
Parteien angreifen, welche für ih-
ren Aufstieg verantwortlich sind. 
Nach dem Motto: „Gemeinsam ge-
gen die AfD – und gegen die Politik 
für Banken und Konzerne. Für be-
zahlbaren Wohnraum, höhere Löh-
ne und massive Investitionen in 
Gesundheit, Bildung, Klimaschutz 
und Soziales.“

Natürlich ist die AfD selbst eine 
Unternehmer- und Aristokraten-
partei, die Politik gegen alle Lohn-
abhängigen, Jugendlichen und so-
zial Benachteiligten macht. Diese 
unsoziale Seite muss man immer 
wieder entlarven, weil sie lügt 
wenn sie sich als „Partei der kleinen 
Leute“ darstellt. Aber wenn man die 
AfD stoppen will, muss man auch 
die Ursachen ihres Erstarkens be-
kämpfen, die außerhalb von ihr lie-
gen. Und das geht nicht gemeinsam 
mit den Verursacher*innen.

Es war leider vorhersehbar, dass 
die großen Massenproteste vor 

Stoppt die AfD Stoppt die AfD 
und die Politik,  und die Politik,  

die sie stark macht!die sie stark macht!



Was wirklich hilft
Das beste Mittel im Kampf gegen 

Rassismus und die AfD ist der ge-
meinsame Kampf von deutschen und 
nicht-deutschen Lohnabhängigen, 
Jugendlichen und sozial Benachtei-
ligten für ihre gemeinsamen Inter-
essen, also für auskömmliche Löhne, 
bessere Arbeitsbedingungen, günsti-
gen Wohnraum, Investitionen in Bil-
dung, Gesundheit und Soziales; gegen 
Stellenabbau und Kürzungen, die 
gerade um sich greifen. Die Gewerk-
schaften haben die Aufgabe, diesen 
Kampf zu organisieren und migranti-
sche Kolleg*innen dabei bewusst ein-
zubeziehen. Zweitens braucht es eine 
massenhafte politische Alternative 
von links, eine politische Interessen-
vertretung der arbeitenden Klasse, 
die deutlich macht, dass die wirk-
lichen Trennlinien zwischen „oben“ 
und „unten“ verlaufen und nicht Mi-
grant*innen für die die sozialen Pro-
bleme verantwortlich sind, sondern 
der Kapitalismus und die Parteien, 
die ihn verteidigen. Bei den Bundes-
tagswahlen sollte man deshalb sein 
Kreuz bei der Linken machen, doch 
das allein wird keineswegs reichen. 
Die Anpassung der Linken an Teile 
dieses Establishment – zum Beispiel 
in Regierungsbeteiligungen mit SPD 
und Grünen – ist eine der Ursachen, 
dass die AfD den Protest gegen „die da 
oben“ hinter sich sammeln kann. 

Kein Kapitalismus ohne 
Rassismus

Was wir brauchen, ist aber eine 
massenhafte sozialistische Arbei-
ter*innenpartei, die sich nicht auf 
die Spielregeln des Systems einlässt 
und klare Kante zeigt – gegen SPD 
und Grüne (wie es Die Linke nicht 
ausreichend tut) und gegen Rassis-
mus und Migrant*innenfeindlich-
keit (wie es das BSW nicht tut). Und 
die den Kampf für eine sozialisti-
sche Demokratie führt, in der nicht 
Banken und Konzerne und deren 
Profitinteressen die Politik diktie-
ren, sondern die arbeitende Bevölke-
rung die Wirtschaft demokratisch 
plant und die Gesellschaft nach den 
Bedürfnissen organisiert. Denn „es 
gibt keinen Kapitalismus ohne Ras-
sismus“ (Malcolm X)! Dafür kämpft 
die Sol in Deutschland und das Ko-
mitee für eine Arbeiter*inneninter-
nationale weltweit. Mach mit!

Dafür kämpft die Sol
Kapitalismus bedeutet Krise, 

Kriege, Sozialabbau, Umweltzer-
störung und Diskriminierung. 
Dagegen muss massenhafter Wi-
derstand organisiert werden. Da-
für sind wir aktiv und bauen eine 
internationale, sozialistische Or-
ganisation auf. Dafür kämpfen 
unsere Mitglieder in den Gewerk-
schaften, sozialen Bewegungen 
und der Partei DIE LINKE. Wir 
treten für kämpferische und de-
mokratische Gewerkschaften 
und für den Aufbau einer sozia-
listischen Arbeiter*innenpartei 
ein.

Der Kapitalismus ist eine Klas-
sengesellschaft. Die Interessen 
der arbeitenden Klasse und der 
Kapitalist*innenenklasse sind 
unvereinbar. Deshalb kann die-
ses System nicht zu einer sozial 
gerechten Gesellschaft refor-
miert werden, die Macht- und 
Eigentumsverhältnisse müssen 
grundlegend verändert werden. 
Deshalb gilt es, den Kampf für 
Verbesserungen mit dem Kampf 
für eine sozialistische Gesell-
schaft zu verbinden. Sozialis-
mus bedeutet, dass Banken und 
Konzerne in Gemeineigentum 
sind und die Gesellschaft demo-
kratisch durch die arbeitende Be-
völkerung kontrolliert und ver-
waltet wird. Das hat nichts mit 
den stalinistischen Diktaturen 
zu tun, die in der DDR oder der 
Sowjetunion existierten.

Wir sind Teil der weltweiten 
sozialistischen Organisation Ko-
mitee für eine Arbeiter*innen-
internationale. Ziel ist der welt-
weite Aufbau sozialistischer 
Massenorganisationen, die der 
Arbeiter*innenklasse helfen 
können, den Kapitalismus durch 
Massenbewegungen zu stürzen 
und durch eine sozialistische De-
mokratie zu ersetzen.

einem Jahr ohne nachhaltige Wir-
kung bleiben würden, weil sich dort 
eben auch Politiker*innen von CDU/
CSU, FDP, SPD und Grünen mitunter 
in die erste Reihe stellen konnten. 
Das sind die, die Kürzungen in 
Bund, Ländern und Kommunen be-
schließen und somit den Notstand 
im Gesundheitswesen, an Schulen 
und Universitäten, auf dem Woh-
nungsmarkt usw. noch verschär-
fen; die Super-Reiche und Banken 
und Konzerne schonen; Milliarden 
in Aufrüstung und Waffenlieferun-
gen stecken… Diejenigen, die aus 
berechtigter Wut über die unsozia-
len kapitalistischen Verhältnisse 
abgegessen sind und für den Kampf 
gegen die AfD gewonnen werden 
könnten, wird man nicht im Bünd-
nis mit den Etablierten erreichen. 
Und man wird auch nicht diejeni-
gen, die den Rechtspopulist*innen 
auf den Leim gegangen sind, aber 
die man zurückgewinnen könnte 
(und muss!), zurückgewinnen.

Verbot ist keine Lösung
Die Diskussion über ein Verbot der 

AfD weist dabei in die falsche Rich-
tung. Erstens würde ein Verbot das 
Problem nicht lösen, sondern das 
AfD-Lager festigen und vermutlich 
sogar stärken. Gleichzeitig könnte 
sich die AfD schnell unter neuem 
Namen reorganisieren, so wie es 
der rechtsextreme Vlaams Blok in 
Belgien tat. Zweitens gibt es in der 
AfD zwar viele Nazis, aber sie ist 
keine faschistische Partei und ihre 
Wähler*innen sind in der großen 
Mehrheit auch keine Faschist*in-
nen. Sie muss politisch geschlagen 
werden. Ein Verbot wäre Wasser 
auf die Mühlen der AfD-Propagan-
da. Wenn zum Beispiel Die Linke 
mit Vertreter*innen genau dieser 
verhassten etablierten Parteien ein 
Verbotsverfahren gegen die AfD 
auf den Weg bringen will, bestä-
tigt sie den Eindruck, dass sie mit 
diesen Kräften in einem Boot sitzt 
und die AfD die einzige wirkliche 
Opposition ist. Gleichzeitig machen 
sie es der AfD leicht, zu behaupten, 
die anderen Parteien haben keine 
Argumente und greifen zu antide-
mokratischen Methoden, um sie zu 
stoppen und den politischen Willen 
von einem erheblichen Teil der Be-
völkerung zu ignorieren. 

Mach mit!
Melde dich bei uns, schreib 
uns eine Nachricht, ruf an oder 
komm zu unseren Treffen. 
Alle Infos, auch zu den Sol-
Ortsgruppen, findest du auf  
www.solidaritaet.info.


